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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch die Vorsitzende Senatspräsidentin 

Dr. Büsser sowie die Hofräte Mag. Stickler und Dr. Faber als Richter, 

unter Mitwirkung des Schriftführers Mag. Schara, in der Revisionssache 

des A A B, vertreten durch Mag. Michael-Thomas Reichenvater, Rechtsanwalt 

in 8010 Graz, Herrengasse 13/II, gegen das am 4. Jänner 2021 mündlich 

verkündete und mit 13. Jänner 2021 schriftlich ausgefertigte Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts, L525 2149714-2/9E, betreffend Angelegenheiten 

nach dem AsylG 2005 und dem FPG (belangte Behörde vor dem 

Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss 

gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Der Revisionswerber stellte am 3. November 2020 den gegenständlichen 

(zweiten) Antrag auf internationalen Schutz. Zu den Gründen seiner 

neuerlichen Antragstellung brachte er vor, er bekomme von der pakistanischen 

Botschaft keinen Reisepass, weil er staatenlos bzw. kein pakistanischer 

Staatsbürger sei, und habe deswegen nicht freiwillig ausreisen können. Er 

wisse nicht, ob seine Probleme in Pakistan noch bestünden und wolle in 

Österreich bleiben. 

2 Mit Bescheid vom 5. Dezember 2020 wies das Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl (BFA) den Antrag des Revisionswerbers gemäß § 68 AVG wegen 

entschiedener Sache zurück, erteilte ihm keinen Aufenthaltstitel aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß § 57 AsylG 2005, erließ gegen ihn 

eine Rückkehrentscheidung, stellte fest, dass seine Abschiebung nach Pakistan 

zulässig sei, sprach aus, dass keine Frist für die freiwillige Ausreise bestehe, 

und erließ gegen ihn ein befristetes Einreiseverbot. 

3 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht 

(BVwG) die dagegen erhobene Beschwerde des Revisionswerbers nach 

Durchführung einer mündlichen Verhandlung ab und sprach aus, dass die 

Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 
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4 Gegen dieses Erkenntnis erhob der Revisionswerber zunächst Beschwerde an 

den Verfassungsgerichtshof. Mit Beschluss vom 10. März 2021, E 570/2021-5, 

lehnte der Verfassungsgerichtshof die Behandlung der Beschwerde ab und trat 

sie dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung ab. 

5 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

6 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

7 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

8 Die Revision bringt zu ihrer Zulässigkeit zunächst vor, das BVwG habe seinen 

Ausspruch, wonach eine Revision gegen das Erkenntnis nicht zulässig sei, 

ausschließlich mit der sinngemäßen Wiedergabe des Wortlautes des 

Art. 133 Abs. 4 B-VG begründet. 

9 Damit wird schon deshalb keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung 

aufgezeigt, weil selbst das Fehlen einer näheren Begründung des Ausspruches 

nach § 25a Abs. 1 VwGG für sich betrachtet nicht dazu führt, dass die 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG gegeben wären. Der 

Verwaltungsgerichtshof ist gemäß § 34 Abs. 1a VwGG an den nach 

§ 25a Abs. 1 VwGG getätigten Ausspruch des Verwaltungsgerichtes nicht 

gebunden, sondern überprüft die Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision 
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anhand der gemäß § 28 Abs. 3 VwGG dazu gesondert vorgebrachten Gründe. 

An der gesonderten Darlegung dieser Gründe, aus denen entgegen dem 

Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision für zulässig erachtet wird, 

war der Revisionswerber nicht gehindert (vgl. VwGH 22.9.2020, 

Ra 2020/19/0164, mwN). 

10 Soweit die Revision zu ihrer Zulässigkeit vorbringt, das BVwG habe sich nicht 

hinreichend mit der Lage des Revisionswerbers und seiner konkreten Situation 

bei einer Rückkehr nach Pakistan auseinandergesetzt, ist dem zu entgegnen, 

dass das BVwG im angefochtenen Erkenntnis - unter Hinweis auf die 

Feststellungen im Bescheid des BFA vom 5. Dezember 2020 - auf die 

Sicherheitslage im Herkunftsstaat des Revisionswerbers im Vergleich zum 

Vorerkenntnis und auf die persönliche Lage des Revisionswerbers eingegangen 

ist. Die Revision legt mit ihrem bloß pauschalen Vorbringen insoweit eine 

Rechtsfrage im Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht dar. 

11 Schließlich wendet sich die Revision zu ihrer Zulässigkeit gegen die Erlassung 

der Rückkehrentscheidung und des Einreiseverbotes, weil das BVwG die 

„außerordentliche soziale Integration“ des Revisionswerbers nicht ausreichend 

gewürdigt habe. 

12 In der gesonderten Zulassungsbegründung ist konkret darzulegen, in welchen 

Punkten die angefochtene Entscheidung von welcher Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret welche Rechtsfrage der 

Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortet hat. 

Lediglich pauschale Behauptungen erfüllen diese Voraussetzungen nicht 

(vgl. etwa VwGH 20.1.2021, Ra 2020/19/0323, mwN). 

13 Diesen Anforderungen genügt die Zulässigkeitsbegründung, die sich lediglich 

pauschal und ohne konkrete Bezugnahme auf das angefochtene Erkenntnis 

gegen die Rückkehrentscheidung und das Einreiseverbot wendet, nicht. 
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14 In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne 

des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision 

war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 27. April 2021 

 


